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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Presse

Nicht nur in der Romandie sondern auch im rätoromanischen Sprachraum sorgte man
sich 2017 stark um die Zukunft der eigenen Presse. So teilte das Somedia-Verlagshaus
im März 2017 dem Bündner Regierungsrat Martin Jäger (GR, sp) sowie der
rätoromanischen Nachrichtenagentur ANR mit, dass man das Defizit der Quotidiana
nicht mehr länger tragen wolle. Die einzige rätoromanische Tageszeitung – mit
Regionalteilen in den fünf Idiomen und einem Hauptteil in Rumantsch Grischun – solle
in Zukunft in der Verantwortung der ANR liegen, diese solle also auch für die Personal-
und Honorarkosten aufkommen. Bisher hatte die von Bund und Kanton finanzierte
Nachrichtenagentur der Quotidiana Texte und Bilder geliefert, mehr sei aber gemäss
Sprachengesetz nicht möglich, erklärte Jäger. Auch ein weiterer möglicher
Lösungsvorschlag von Somedia-CEO Andrea Masüger, aus dem rätoromanischen Radio
und Fernsehen sowie der Quotidiana ein gemeinsames Mediengefäss zu schaffen, fand
kaum Anklang, auch wenn eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Radio, Fernsehen
und Zeitung gemäss ANR-Stiftungsrat Martin Candinas (cvp, GR) Sinn machen könne.
Gemäss Quotidiana-Chefredaktor Martin Cabalzar sei das Überleben der Zeitung nur
schon für das Überleben der rätoromanischen Sprache zwingend. Sprachen müssten
sich weiterentwickeln können, sprachliche Neuschöpfungen im Rahmen von
Zeitungsartikeln seien dafür unerlässlich. 
In der Sondersession 2017 reichte Candinas eine Interpellation (Ip. 17.3316) zur Frage
ein, wie es mit der Quotidiana weitergehen solle. Bald wurde klar, dass die Zeitung
alleine nicht würde überleben können. Dennoch könne ihr von Kanton oder Bund nicht
direkt geholfen werden, da die Medien unabhängig bleiben müssten, erklärte zum
Beispiel Martin Jäger. Schliesslich entschied der Bundesrat, sich an einer
Übergangsfinanzierung für das Jahr 2018 zu beteiligen: Bund, Kanton und Lia
Rumantscha, die romanische Sprachorganisation, bezahlen je CHF 50'000 und Somedia
übernimmt vorerst weiter die Kosten für die Herausgabe. Fürs Jahr 2019 gab die
Bündner Regierung bekannt, dass sie ein langfristiges Konzept mittragen und
mitfinanzieren würde. Um abzuklären, wie ein solches aussehen könnte und welche
Bedürfnisse die Bürger hätten, führte Lia Rumantscha im September 2017 im Rahmen
des Projekts „Medias rumantschas 2019“ eine repräsentative Telefonumfrage durch. Bis
Herbst 2018 sollen demnach konkret umsetzbare Ideen der Projektleitung vorliegen. 1
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Das Medienjahr 2017 war neben zahlreichen Zusammenschlüssen von Medienverlagen
auch von Gerüchten um Alt-Bundesrat Christoph Blocher und um sein Interesse an
Zeitungsverlagen geprägt. Diese Berichte wurden jeweils von grosser medialer Aufruhr
begleitet, da befürchtet wurde, Blocher würde versuchen, ein SVP-nahes
Medienimperium aufzubauen. So waren sich die Medien einig, dass Blocher schon
länger Interesse an Zeitungskäufen habe. Bereits 2016 gab es Gerüchte, dass er eine
überregionale Sonntags-Gratiszeitung plane. Während die Einen Blocher als
Zeitungsnarren (WW), als „l'homme qui s'intéresse encore aux journaux“ (LT) und als
„einzige[n] Schweizer Verleger, der noch in Zeitungsjournalismus investiert“ (WW),
beschrieben, fürchteten sich die Anderen vor einer „Berlusconisierung“ der Schweizer
Medienlandschaft. Regula Rytz (gp, BE) zum Beispiel erinnerte diesbezüglich an die
Medienimperien von Rupert Murdoch und Silvio Berlusconi. Beide Personen würden
ihre dominante Marktstellung ausnutzen, um politische Macht auszuüben. Aus
demokratietheoretischer Sicht sei zudem nicht nur der Verlust an Titeln – siehe das
Beispiel L'Hebdo –, sondern auch eine Eigentümerkonzentration problematisch, da
dadurch der publizistische Einfluss der Eigentümer im Markt und in der Politik verstärkt
würde. Aus einer Marktlogik würden solche Übernahmen indes Sinn machen, da sie eine
Reduktion der Fixkosten erlauben würden, was auf viele Verlage angesichts der
schwierigen Situation der Presse verlockend wirken könnte. Um einer
Medienkonzentration aufgrund dieser Motive entgegen zu wirken, wurden auch
Stimmen laut, die eine staatliche Medienförderung, zum Beispiel in Form einer
staatsfernen unabhängigen Journalismusförderung, wie sie zum Beispiel Edith Graf-
Litscher (sp, TG) vorschlug, forderten. 

Den Anfang machten im März 2017 Gerüchte und Ankündigungen um die Basler Zeitung
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BaZ, die sich im Mitbesitz von Christoph Blocher befindet. Demnach habe der Basler
Anwalt Martin Wagner, Rechtsvertreter der Basler Zeitung Medien, dem Ringier-Chef
Marc Walder ein Kaufangebot in der Höhe von CHF 230 Mio. für die Blick-Gruppe (Blick,
Sonntags-Blick, Blick am Abend und Onlineportale) unterbreitet. Hauptinvestor solle
der ehemalige SVP-Nationalrat Walter Frey sein, was für die Medien ein Anzeichen dafür
war, dass in Tat und Wahrheit Christoph Blocher am Kauf der Mediengruppe
interessiert sein könnte. Sowohl Blocher als auch Frey verneinten zwar eine Beteiligung,
dennoch gingen die Wellen in der Folge hoch. Michael Ringier und mit ihm zahlreiche
Kommentatoren aus Medien und Politik befürchteten, dass der Blick nach einer
allfälligen Übernahme auf einen rechtspopulistischen Kurs gebracht würde. Ringier-
Chef Marc Walder bezeichnete die Blick-Gruppe in der Folge als unverkäuflich: „Egal zu
welchem Preis. Egal, wer der Käufer wäre.“ Mitte März bestätigte die Ringier-Gruppe
das Übernahme-Angebot durch Martin Wagner, der Frey als Hauptinvestoren genannt
habe. Wagner gab später an, dass er die Blick-Gruppe zum Aufbau einer
Bezahlplattform für Sport habe kaufen wollen. 

Im August gab Rolf Bollmann, CEO der Basler Zeitung, bekannt, dass die BaZ Holding AG,
die zu je einem Drittel Christoph Blocher, Bollmann und BaZ-Chefredaktor Markus
Somm gehört, den Wochenzeitungsverlag Zehnder Regionalmedia AG und damit 25
Gratistitel mit einer Gesamtauflage von 720'756 Exemplaren übernehme. Gemäss
Weltwoche machte dieser Kauf Christoph Blocher zum siebtgrössten Verleger in der
Schweiz. In Lokalzeitungen sei die lokale Nachfrage nach Inseraten noch immer hoch,
begründete Bollmann die Übernahme. Sogleich wurden Befürchtungen laut, der Verkauf
könne in der Region politische Auswirkungen haben, zum Beispiel falls die Lokalblätter
in rechte Wochenzeitungen umgewandelt würden. Bollmann und Blocher versicherten
jedoch, dass in diesem Mediensegment politische Berichterstattungen nur einen
geringen Stellenwert einnähmen, die Redaktionen unabhängig blieben und die
Zeitungen daher nicht zu SVP-Kampfblättern umfunktioniert würden. In zahlreichen
Zeitungsartikeln wurde diesbezüglich betont, dass die übernommenen Zeitungen
bereits mehrheitlich stramm bürgerlich seien und sich die Ausrichtung der
Gratisblätter folglich kaum ändern werde. 

Im Oktober berichteten die Medien über Verhandlungen zwischen der Basler Zeitung
und der Südostschweiz bezüglich eines gemeinsamen Mantelteils. So solle die bereits
bestehende Zusammenarbeit der Südostschweiz mit der BaZ im Bereich Korrektur und
Layout auf einer inhaltlichen Ebene vertieft werden. Dies sorgte abermals für Unruhe im
Zeitungssektor, da befürchtet wurde, die BaZ hätte einen prägenden Einfluss auf einen
gemeinsamen überregionalen Bund der zwei Zeitungen. Linards Udris, der
stellvertretende Leiter des Fög, erklärte, dass die Situation im Kanton Graubünden
besonders problematisch sei, da ausser der SRG für die Südostschweiz kaum
Konkurrenz bestehe. Die SP Graubünden reichte eine Petition ein, in der sie sich um
die zukünftige Unabhängigkeit und Eigenständigkeit der Südostschweiz sorgte. Anfang
November schuf schliesslich ein Artikel in der Südostschweiz Klarheit: Darin gab die
Somedia durch Verleger Hanspeter Lebrument und CEO Andrea Masüger bekannt, dass
man nicht beabsichtige, die Kontrolle über die Inhalte der im Familienbesitz
befindlichen Zeitung aus der Hand zu geben. Man führe jedoch Gespräche mit der BaZ
bezüglich einer gemeinsamen Kooperation, wie sie für den Inlandteil und die
Wochenendausgabe bereits mit der Nordwestschweiz bestehe. Bei einer solchen
Zusammenarbeit würden jedoch beide Zeitungen weiterhin volle publizistische und
verlegerische Unabhängigkeit geniessen. Zudem werde eine verstärkte Zusammenarbeit
im technischen Bereich verfolgt, wodurch Arbeitsplätze in Chur geschaffen würden und
die Zeitungsproduktion der BaZ in der Schweiz verbleibe. Dabei verteidigte die
Somedia-Spitze ihren Verhandlungspartner: Die Redaktion der BaZ verfolge unter
Markus Somm „eine pluralistische Linie mit breitem Meinungsspektrum“. Im Rahmen
dieser Berichterstattungen bestätigte Marcel Geissbühler, Direktor des Gassmann
Verlags, dass auch das Bieler Tagblatt Gespräche bezüglich eines gemeinsamen
Mantelteils mit der BaZ führe. Diese seien jedoch noch nicht konkret. 

Ebenfalls in einen Zusammenhang mit zukünftigen Akquisitionen setzte die Aargauer
Zeitung den Umzug der BaZ Holding nach Zug sowie ihren Namenswechsel in
Zeitungshaus AG. So biete sich Blocher als Gesprächspartner für alle Verleger an, „die
nicht mehr willens oder in der Lage sind, ihre Blätter herauszugeben“. Die
übernommenen Gratiszeitungen der Zehnder-Gruppe würden in der Folge in der Swiss
Regio Media zusammengefasst, bei der bei Bedarf auch weitere Zeitungen
hinzugenommen werden könnten. 2
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1) Ip. 17.3316; Medienmitteilung Lia Rumantscha vom 17.8.17; TA, 28.3.17; SGT, 16.5.17; BZ, 21.7.17; NZZ, 12.9.17
2) TA, 6.1.17; AZ, BaZ, Blick, LZ, NZZ, SGT, TA, 17.8.17; TG, 18.8.17; TA, 19.8.17; WW, 24.8.17; AZ, 26.8.17; LT, 28.8.17; LZ, 25.10.17;
AZ, NZZ, 26.10.17; AZ, 28.10.17; TA, 31.10.17; SGL, 3.11.17
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